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( Grundlegende Begriffe des Zivilrechtes

Privatautonomie: 
· ist im Grundgesetz (GG) verankert §2 Absatz 1entspricht der freiheitlichen demokratischen Grundordnung

· Privatautonomie (freie Selbstbestimmung des Einzelnen ( optimales Zusammenleben aller) 

        = Freiheit, selbst eine Regelung der Lebensverhältnisse nach dem eigenen Willen zu treffen

· knüpft an der liberalen individuellen Grundhaltung des BGB (allgemeine Handlungsfreiheit)

· Anknüpfung:  - liberalistische, individualistische Grundhaltung des BGB
                                - allgemeine Handlungsfreiheit, Art.2 Abs. 1GG

Erscheinungsformen

· Vertragsfreiheit (Inhalts- & Gestaltungsfreiheit)

· Abschluss und Gestaltungsfreiheit ( unter der Beachtung der Schranken 

Bsp.: Minderjährigenschutz (§104ff BGB)

         Kontrahierungszwang (Abschlusszwang)

         Verbraucherschutz 

         Schutz des Wettbewerbs (Allgemeininteressen)

· Wenn Risiken des Verbrauchers nicht vom Verbraucher wahrgenommen werden können, muss der Staat ihn schützen ( Einschränkung

· Verträge müssen bestimmter Form genügen (§125 BGB)

· Einschränkung der Abschlussfreiheit

                      Kontrahierungszwang (Zwang zum Vertrag)

· § 138 BGB Sittenwidrigkeit (Schutz des schwachen Partners)

· Schutz des Wettbewerbs ( gegen die Gleichschaltung der Preise

· Gestaltungsfreiheit

· z.B. AGB´s bei Vertragsabschluss akzeptieren

· Kreditaufnahme: bei Bürgschaft einer anderen Person ( Freiheitsrechte dieser anderen Person dürfen dadurch nicht zu stark eingeschränkt sein

· Schutz vor einer zu starken Vertragspartei (z.B. Bank)

· Schutz der schwächeren Partei

· Vereinigungsfreiheit:

· jeder einzelne darf sich in einer Gemeinschaft zusammenfinden oder einen Verein gründen

· niemand darf gezwungen werden beizutreten

· Einschränkungen: ( Vorschriften für Bildung

                                      ( gemeinnützige Vereine müssen Mitglieder aufnehmen

                                      ( Gewerbetreibende Zwang zu Eintritt IHK

· Testierfreiheit:

· freie Nachlassregelung

· Einschränkung da ein Pflichterbteil für Angehörige besteht

· Privateigentum (§903 BGB):

· jeder darf damit machen was er will

· es besteht aber eine soziale Pflicht

Unterschied zwischen zwingendem & dispositiven Recht
Zwingende Normen:

· Gesetz muss befolgt werden (Einschränkung der Vertragsfreiheit)

· dient Beweissicherung und Schutz der schwachen Partner

· erkennbar im Gesetz am Wortlaut §125, 128 BGB 

· Gesetzesbestimmung die nicht durch den Willen der Parteien geändert oder ausgeschlossen werden können

Nachgiebiges Recht (dispositiv):

· können vom Einzelnen abgeändert werden

· wenig Einfluss des Staates

· ist der Regelfall / sollen Eventualitäten regeln

· z.B. bei Kauf sofortige Bezahlung, es sei denn anders vereinbart

Funktionen von Generalklauseln

· berechenbare Regeln (§138BGB) für bestimmte Fälle

· gewisse Regelungseffizienz vor Gericht

· Regelung für generelle Fälle

· allgemeine Bewertungsmassstäbe

· z.B. Sittenwidrige Verträge hinfällig

· erlauben Gesetzgebern gewisse Flexibilität

( Rechtsgeschäftslehre

Kaufvertrag

Abstraktionsprinzip (wenn ein Vertrag nichtig, dann werden alle Verträge für nichtig erklärt)

	Verpflichtungsgeschäft (Kauf)

Kaufvertrag

Pflicht der Zahlung und Übereignung
	Verfügungsgeschäft (Eigentumsübertragung)

Übereignung


Vertrag: zentrale Gestaltungsinstrument zur Regelung der Rechtsbeziehung um zwischen 2 Vertragspersonen. 

                Instrument der Privatautonomie. Es ändert Rechte und Pflichten der am Vertrag beteiligten Personen.

( schuldrechtlicher Vertrag (Grundform) 

· verpflichtet Änderung der Besitzverhältnisse

· z.B. Kaufvertrag, Mietvertrag

        ( verfügungsrechtliche Verträge 

· z.B. Belastung eines Grundstückes

· Vertragsschluss durch Antrag und Annahme

· durch 2 inhaltliche Übereinstimmungen der Parteien

· 1. Angebot und 2. Annahme

· Wille zum Vertragsschluss muss da sein

· Konsensbildung der Parteien

                bestimmt                                          bestimmbar                                        unbestimmt

                z.B. fester Preis vereinbar                z.B. zum Marktpreis                          z.B. unklare Vertragsparteien

                 ( beide Parteinen müssen Willen zum Ausdruck gebracht haben

Abgrenzung von Gefälligkeit und Vertrag:

· Rechtliche Bedeutung für beide Parteien
· Wirtschaftliches Interesse der Parteien
· Art und Zweck der Gefälligkeit
Antrag eines Vertrages (Angebot)

· Muss inhaltlich bestimmbar sein 

· Alle Bestimmungen müssen enthalten sein

· Bindung an das Angebot (muss Leistung bringen)

· §146BGB erlischen des Angebotes (Fristen §147-149 BGB)

· § 151 Verzicht auf Annahme

Annahme

· muss sich inhaltlich mit dem Antrag decken

· Fristgerecht

Dissens

· kein Konsens zwischen Annahme und Antrag

· stimmen im Inhalt nicht überein

· offener Dissens §154 BGB sich bewusst nicht einigen (das offen lassen von best. Klauseln ( kein Vertrag)

· versteckter Dissens ( bei Missverständnissen (§155BGB), besteht Möglichkeit das Vertrag doch noch zu Stande kommt

· Widerruf der Annahme bei einem wirksamen Vertrag                            

· (Voraussetzung: Verbraucherschutz (Auflösung des Vertrages))
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